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Abstract This article examines the legitimacy and scope 
of local customary laws within the pluralistic legal culture 
of late medieval France. It analyses two memoranda from 
the context of the Breton War of Succession (1341) with 
respect to the legitimatizing factors attributed to the vari-
ous legal traditions used in the argumentation. The article 
argues that the coutumes derive their legitimacy from their 
embeddedness in a legal community, in whose history 
they are rooted. Against the background of certain devel-
opments in the juridical culture of the kingdom—the inte-
gration of Roman law, the codification of local customary 
laws, and the growing centralization of jurisdiction—mem-
bership in a legal community was negotiable, with a ten-
dency of the coutumes de France to promote an identifica-
tion of the political elites with the legal norms of the kings.

Keywords medieval France; legal history; Breton War of 
Succession; customary law

Zusammenfassung Dieser Artikel untersucht Legitimität 
und Geltungsbereiche lokaler Gewohnheitsrechte inner-
halb der pluralistischen Rechtskultur des spätmittelalter-
lichen Frankreichs. Er analysiert zwei Memoranden aus 
dem Kontext des Bretonischen Erbfolgekriegs (1341) im 
Hinblick auf die Legitimationsfaktoren, die den verschie-
denen in der Argumentation verwendeten Rechtstraditio-
nen zugeschrieben werden. Der Artikel argumentiert, dass 
die coutumes ihre Legitimität aus ihrer Einbettung in eine 
Rechtsgemeinschaft bezogen, in deren Geschichte sie ver-
ankert waren. Vor dem Hintergrund bestimmter Entwick-
lungen in der Rechtskultur des Königreiches – Integration 
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des römischen Rechts, Verschriftlichung der lokalen Ge-
wohnheitsrechte, wachsende Zentralisierung der Jurisdik-
tion – war die Zugehörigkeit zu einer Rechtsgemeinschaft 
verhandelbar, mit einer Tendenz der Coutumes de France, 
eine Identifizierung der politischen Eliten mit den Rechts-
normen der Könige zu begünstigen.

Schlagwörter mittelalterliches Frankreich; 
Rechtsgeschichte; Bretonischer Erbfolgekrieg; 
Gewohnheitsrechte

1	 Einleitung

Im Juli 1312 versicherte der französische König Philipp IV. qua Privilegierung der 
Universität von Orleans zur Lehre des Zivilrechts, dass das Königreich Frankreich 
grundsätzlich von Gewohnheitsrechten statt vom geschriebenen Recht regiert werde, 
auch wenn Letzteres in manchen Bereichen des Königreiches Geltung besitze.1 Philipp 
gestand damit den Gebieten im Süden des Reiches (Midi) die Nutzung ihrer schriftlich 
fixierten Rechtsnormen (droit écrit) zu, versuchte aber gleichzeitig, die Ausbreitung 
des römischen Rechts, auf welches sich diese zurückführten, zu begrenzen. Faktisch 
war keine saubere Trennung von Gewohnheitsrecht und geschriebenem Recht mög-
lich – sie waren eng miteinander verwoben.

Inzwischen ist vielfach gezeigt worden, dass die Rechtspraxis im Süden, obgleich 
sie auf Überresten des römischen Rechts basierte, von lokalen Rechtstraditionen 
geprägt2 und das Studium des Zivilrechts in Orléans durch die gelehrte Kultur in 
Frankreich – z. B. die starke Position der artes an der Universität Paris – beeinflusst 
wurde.3 Parallel dazu sind seit der zweiten Hälfte des 12.  Jahrhunderts auch die 
Gewohnheitsrechte sporadisch bzw. seit dem späten 15. Jahrhundert systematisch 
verschriftlicht worden, was ihren Charakter als mündliches, durch kontinuierliche 

	1	 Ordonnance touchant l’étude du droit civil et canonique à Orléans, Maubuisson, juillet 1312, in: 
Athanase Jean Leger Jourdan, François-André Isambert u. Alphonse Honoré Taillandier 
(Hgg.), Recueil général des anciennes lois françaises, depuis l’an 420 jusqu’à la Révolution de 
1789, Paris 1821–1833, Nr. 452, Textseiten 21–27.

	2	 C. C. Turpin, The Reception of Roman Law, in: Irish Jurist 3,1 (1968), S. 162–174, hier S. 164; zur 
grundsätzlichen Scheidung Frankreichs in Gebiete geschriebenen Rechts und solche, die durch 
Gewohnheitsrechte regiert werden, vgl. Olivier Guillot, Albert Rigaudière u. Yves Sassier, 
Pouvoirs et institutions dans la France médiévale, Bd. 2, Des temps féodaux aux temps de l’État, 
Paris 1994, S. 139–121.

	3	 Laurent Waelkens, La théorie de la coutume à l’école de droit d’Orléans (XIIIe siècle), in: 
Jacques Vanderlinden (Hg.), La Coutume – Custom, Bd. 2, Europe occidentale médiévale et 
moderne / Medieval and Modern Western Europe (Recueils de la Société Jean Bodin 52), Brüssel 
1990, S. 33–39, hier S. 34.
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Anwendung aktualisiertes Recht veränderte und Interferenzen beförderte4 – zumal 
die Verschriftlichung häufig durch Beamte vorgenommen wurde, die, obgleich nicht 
notwendigerweise im römischen Recht geschult, so doch in der Praxis damit in Kon-
takt gekommen waren.5 Im Zuge der systematischen Sammlung und Aufzeichnung 
nach 1454 kam es gar zur bewussten Homogenisierung und Defragmentierung der 
lokalen Rechte, welche zwar infolge der Kodifizierung an Stabilität gewannen, aber 
dadurch ihre gröbsten Widersprüche in Bezug zum römischen Recht verloren.6

Müssen wir bereits auf dieser abstrakt-theoretischen Ebene jede eindeutige 
Scheidung aufgeben und eher ein Spektrum als eine Dichotomie erwarten, zeigt sich 
im konkreten Anwendungsfall deutlich, dass die beiden Rechtstraditionen einander 
ergänzen können. Zugleich müssen wir bedenken, dass nicht nur Gewohnheitsrecht 
und römisches Recht miteinander in Konkurrenz stehen konnten, sondern in der 
Praxis auch andere coutumes sowie eine Vielzahl weiterer Rechtsnormen genutzt 
wurden. Eine Analyse der Anwendung verschiedener Rechtstraditionen im konkre-
ten Konfliktfall ist geeignet, offenzulegen, welche juristischen Argumentationen zu 
einem bestimmten Zeitpunkt jenseits akademischer Reflexionen erfolgversprechend 
waren und auf welches zugrundeliegende Rechtsverständnis diese Argumentationen 
schließen lassen.

Der vorliegende Beitrag erforscht insofern exemplarisch die juristische Argu-
mentation um die Nachfolge im Herzogtum Bretagne nach dem Tod Johanns III., die 
im September 1341 vor dem Parlement verhandelt wurde. Die Parteien berufen sich in 
ihren juristischen Argumentationen auf unterschiedliche Rechtstraditionen. Der Bei-
trag untersucht, mit welcher Begründung die jeweilige Rechtsnorm gewählt und gegen 
die jeweils andere verteidigt wurde. Dies soll Rückschlüsse darauf ermöglichen, aus 
welchen Faktoren das Recht seine Legitimität bezog, in welchen Bereichen seine Gül-
tigkeit unbestritten war und wo die Abgrenzung zum Geltungsbereich anderer Rechte 
verhandelt werden musste. Die Memoranden bezeugen dabei im Rechtsverständnis 

	4	 Esther Cohen, Crossroads of Justice. Law and Culture in Late Medieval France (Brill’s Studies in 
Intellectual History 36), Leiden u. a. 1993, S. 10–11, so auch Michael T. Clanchy, Remembering 
the Past and the Good Old Law, in: History 55,184 (1970), S. 165–176. Mit der Ordonanz von 
Montilz-les-Tours 1454 begann die Aufzeichnung der Gewohnheitsrechte auf Befehl Karls VII. 
flächendeckend, vgl. Ordonnances des rois de France de la troisième race, recueillies par ordre 
chronologique, 14 Bde., Bd. XIV, Contenant les ordonnances depuis la vingt-cinquième année 
du règne de Charles VII, jusqu’à sa mort en 1461, hg. v. Louis Guillaume Villevault u. Louis-
Georges-Oudard Feudrix Bréquigny, Paris 1790, S. 312 f., Anette Smedley-Weill u. Simone 
Geoffroy-Poisson, Les assemblées d’états et la mise en forme du droit, in: Les Cahiers du Centre 
de Recherches Historiques 26 (2001), https://journals.openedition.org/ccrh/1592 (11.09.2023).

	5	 Ada Maria Kuskowski, Vernacular Law. Writing and the Reinvention of Customary Law in 
Medieval France, Cambridge, New York 2022, S. 319. Siehe auch Simon Teuscher, Erzähltes 
Recht. Lokale Herrschaft, Verschriftlichung und Traditionsbildung im Spätmittelalter (Campus 
Historische Studien 44), Frankfurt a. M. 2007, der eine ganz ähnliche Beeinflussung des gelehrten 
Rechts auf die Kodifizierung der Gewohnheitsrechte in der heutigen Schweiz beobachtet.

	6	 Cohen (Anm. 4), S. 34–36, vgl. auch Jean Hilaire, La coutume, droit non écrit, voire non 
formulé, à partir de l’évolution coutumière des pays de droit écrit aux XIVe et XVe siècles, in: 
Vanderlinden (Anm. 3), S. 251–270.

https://journals.openedition.org/ccrh/1592
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der Zeitgenossen Nuancen, welche sich in theoretischen Rechtstexten nicht auf die 
gleiche Weise greifen lassen.

2	 Recht im Konflikt

Am 30. April 1341 starb Herzog Johann III. von der Bretagne trotz dreier Ehen kin-
derlos. Um seine Nachfolge bemühte sich zum einen Johanna von Penthièvre, Tochter 
des jüngeren Bruders des Herzogs, Guy de Bretagne, der jedoch bereits vor Johann 
verstorben war. Johanna war seit 1337 mit Karl von Blois, dem Neffen des franzö-
sischen Königs, verheiratet. Mit Johanna und Karl konkurrierte zum anderen der 
Halbbruder des Verstorbenen, der aus einer späteren Ehe Arturs II. stammende Johann 
von Montfort, Graf von Montfort-l’Amaury.7

Johann von Montfort bemühte sich in den Folgemonaten, Städte und Adlige 
hinter sich zu versammeln, während Johanna und Karl im überwiegenden Gebiet der 
Bretagne die Herrschaft ausübten.8 Johann war es auch, der ausweislich des königli-
chen Arrêt de Conflans den Prozess vor der cour du roy garnie des pairs Ende August 
1341 beantragte.9 Bereits am 7. September lag das königliche Urteil zugunsten Karls 
vor; zuvor wurden Zeugen beider Parteien angehört. 

Die Juristen Karls von Blois, der seine Gattin vor dem Parlement vertrat, beriefen 
sich im Prozess auf zwei aufeinander aufbauende Sukzessionsregelungen, die in der 
bretonischen Rechtspraxis verankert waren:10 Nach geltendem Primogeniturrecht 
wäre Guy de Penthièvre, ältester Bruder des Verstorbenen, alleiniger Nachfolger auf 
das Herzogtum. Auf die Primogenitur hatten sich die bretonischen Barone und der 
Plantagenêt-Herzog während der Assize du comte Geoffrey im Jahr 1185 verständigt.11 
Da Guy bereits vor dem Erbfall verstorben war, trat seine Tochter, Johanna von 
Penthièvre, als alleinige Erbin in dessen Ansprüche ein. Diese Repräsentation ist in 
den bretonischen Gewohnheitsrechten verankert und auch in der Schriftfassung, die 
zur Zeit des Konfliktes angefertigt wurde, so aufgezeichnet.12 Die coutumes und die 

	 7	 Im Detail sind die Familienverhältnisse diskutiert in Erika Graham-Goering, Princely Power 
in Late Medieval France. Jeanne de Penthièvre and the War for Brittany (Cambridge Studies in 
Medieval Life and Thought. Ser. 4), Cambridge 2020, Kap. 1, insbes. S. 37–40.

	 8	 Dazu Erika Graham-Goering, Michael Jones u. Bertrand Yeurc’h (Hgg.), Aux origines de la 
guerre de succession de Bretagne. Documents (1341–1342), (Collections Sources médiévales 
d’histoire de Bretagne 9), Rennes 2019, S. 44–45.

	 9	 Prozessbeginn war offenbar der 27. August, ggf. auch der 24. August – vgl. ebd., S. 17.
	10	 Die Argumentation der Anwälte Karls von Blois ist in einer Kopie aus dem 16. Jh. überliefert 

(Paris, Bibliothèque nationale de France, fr. 18697, fol. 124–162), hg. in Graham-Goering u. a. 
(Anm. 8), S. 113–142, im Weiteren mit MKB bezeichnet.

	11	 Judith Everard, Brittany and the Angevins. Province and Empire, 1158–1203 (Cambridge 
Studies in Medieval Life and Thought. Ser. 4), Cambridge 2000, S. 182–203.

	12	 Marcel Planiol (Hg.), La très ancienne coutume de Bretagne: avec les assises, constitutions 
de parlement et ordonnances ducales, suivies d’un recueil de textes divers antérieurs à 1491, 
Rennes 1896.
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von den Baronen gemeinsam mit dem Herzog festgelegte Primogenitur-Regelung 
waren also geltendes bretonisches Recht. 

Johann von Montfort hingegen bestand in seiner Argumentation13 auf seinem 
Recht als nächster Blutsverwandter seines verstorbenen Halbbruders und schloss 
Frauen von der Nachfolge grundsätzlich aus. Er stützte sich dabei jedoch nicht auf 
das bretonische Recht, sondern auf die Regeln für die Nachfolge der französischen 
Könige und die Coutumes de France, die Gewohnheitsrechte, welche im Umkreis der 
Île-de-France verwendet wurden.

Außerdem ergänzten beide Parteien ihre Argumente aus einem breiten Fundus 
an zusätzlichen Rechtstraditionen. Eine rein quantitative Auszählung zeigt, dass die 
Opponenten eine Vielzahl verschiedener Rechte zitieren, obgleich jedes der Memo-
randen einen deutlichen Schwerpunkt setzt.14 Die Argumente für Karl von Blois 
berufen sich in 31 Artikeln auf die Coutumes de Bretagne. Weitere zwölf Artikel 
zitieren Gewohnheitsrecht aus anderen Regionen, davon siebenmal die Coutumes 
de France. Acht andere Artikel diskutieren Gewohnheitsrechte im Allgemeinen. Das 
Memorandum für Johann von Montfort erwähnt die Coutumes de Bretagne dagegen 
nur in einem einzigen Artikel; zugleich verweist er 17-mal auf die Coutumes de France 
oder die coutume gennerale de nostre royaulme.

Beide Memoranden beziehen sich etwa gleich häufig auf das römische (Johann: 16, 
Karl: 18) und das kanonische Recht (Johann: 8, Karl: 7). Verweise auf göttliches Recht 
(droit divin oder droit naturel) oder die Bibel liegen ähnlich nah beieinander (Johann: 7, 
Karl: 10). Dagegen bezieht sich nur Johann explizit auf das Lehnsrecht (6-mal).15 

Trotz der unterschiedlichen Zielsetzung zeigen beide Memoranden eine ver-
gleichbare Anhäufung von Rechtstraditionen zur Untermauerung ihrer Ansprüche. 
Häufig tauchen diese in Reihen auf, die belegen sollen, dass ein Argument gemäß 
droit divin, naturel, moral, civil, canonique, comme par coustumes, usages generaulx 

	13	 Das Memorandum für Johann von Montfort ist in zwei Versionen überliefert (Nantes, Arch. dép. 
Loire-Atlantique E6, n°2, und Paris, Arch. nat., J 241, n°44), deren erste wohl eine Reinschrift der 
Argumentation darstellt, welche die Anwälte für den Prozess zusammengestellt haben, während 
die zweite eine Abschrift für die königlichen Amtsträger ist, so vermuten Graham-Goering u. a. 
(Anm. 8), S. 14. Diese Ausgabe (S. 73–112) wird im Weiteren mit MJM bezeichnet.

	14	 Ausgezählt wurden die Artikel, in denen eine Rechtstradition explizit zitiert oder erkennbar 
auf eine solche verwiesen wird; Mehrfacherwähnungen innerhalb eines Artikels wurden nicht 
mehrfach gezählt. Gezählt wurde nur die Argumentation jedes Memorandums im engeren 
Sinne, nicht die Antworten auf die Argumente des Gegners, da dort naturgemäß eine Erwäh-
nung durch die Vorlage der Gegenseite bestimmt wird. Die absoluten Zahlen sind miteinander 
vergleichbar, da beide Memoranden ihre Argumentation in 67 Artikeln formulieren. Johann 
von Montfort verweist neben den erwähnten Rechtsnormen mehrfach auf ein Testament des 
verstorbenen Herzogs, welches aber nicht vorliegt und nach bretonischem Gewohnheitsrecht 
auch keinen Einfluss auf die Erbfolge haben sollte. Graham-Goering u. a. (Anm. 8), S. 7.

	15	 Die ‚Libri feodorum‘, ursprünglich aus dem lombardischen Gewohnheitsrecht hervorgegangen, 
wurden in das fünfte Buch des ‚Corpus iuris civilis‘ integriert. Darin stehen sie im Anschluss an 
die ‚Authentica‘, als deren Fortsetzung sie gelten. Seit dem 13. Jh. werden sie auch in Frankreich 
stärker rezipiert und gelegentlich zur Grundlage königlicher Legislation herangezogen. Guillot 
u. a. (Anm. 2) halten ihren Einfluss allerdings für begrenzt (S. 57).
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et notoires16 rechtmäßig sei, worauf in der Regel mehrere Artikel folgen, die nach-
einander die Rechtmäßigkeit der Forderung in den aufgelisteten Rechtstraditionen 
belegen sollen. Wenngleich also beide Argumentationen jeweils auf eine zentrale 
Rechtstradition abstellen, aus welcher heraus sie ihre Rechtsansprüche begründen, 
wird deutlich, dass idealiter alle hier zitierten Rechte zum selben Schluss kommen 
sollten. Die Rechtssysteme werden folglich nicht primär in Konkurrenz zueinander, 
sondern als verschiedene Facetten einer universalen Rechtsordnung präsentiert, deren 
Teile – so die Darstellung der Juristen – nur eine richtige Lösung zulassen. Diesem 
Darstellungsziel stünde der Verweis auf konfligierende Normen entgegen, sodass 
durch die jeweilige Auswahl Einstimmigkeit und Zwangsläufigkeit der Schluss-
folgerungen herzustellen wären. Die jeweils passende Interpretation wird in den 
Memoranden erläutert, indem die Legitimität der zitierten Rechte und deren Gel-
tungsbereich diskutiert werden.

3	 Legitimität der Gewohnheitsrechte

Die Position der lokalen Gewohnheitsrechte war im Norden Frankreichs unange-
fochten, insbesondere da sich die Könige selbst seit dem Hochmittelalter verschie-
dentlich in Ordonanzen und Dekreten zu deren Gültigkeit geäußert hatten.17 Die 
Rechtsprechung auf Basis von lokalen usaige et coutumes scheint tief in der Geschichte 
des Königsreichs verankert. Tatsächlich allerdings ist die Benutzung des Ausdrucks 
consuetudines für ein lokal geltendes allgemeines Recht erst seit dem 12. Jahrhundert 
bezeugt bzw. meinte dieser zuvor individuelle privatrechtliche Privilegien.18 In der 
gesellschaftlichen Erinnerung reichten die coutumes derweil bis tief in die Geschichte 
der Herrschaften zurück.19 Die Frage ihrer Legitimität und Geltungsbereiche stellte 
sich seit dem Beginn des 13. Jahrhunderts in besonderer Weise, als durch den Albi-
genserkreuzzug Gebiete an das Königreich angegliedert wurden, in denen seit dem 
Ende des Römischen Reiches eine Form des römischen Rechts praktiziert wurde, 
das schriftlich überliefert und daher von den coutumes als droit écrit geschieden 
wurde.20 In diesen Gebieten sowie im Umkreis der Île-de-France wuchs der Einfluss 
des Gewohnheitsrechts der Prévôte de Paris;21 gleichzeitig aber festigte sich auch 

	16	 MJM. (Anm. 13), S. 76, § 12; MKB (Anm. 10), S. 115, § 5, siehe auch S. 124, § 46.
	17	 Albert Rigaudière, La royauté, le Parlement et le droit écrit aux alentours des années 1300, 

in: Comptes rendus des séances de l’Académie des Inscriptions et Belles-Lettres 140, 3 (1996), 
S. 885–908.

	18	 André Gouron, La coutume en France au Moyen Age, in: Vanderlinden (Anm. 3), S. 193–217, 
hier S. 200.

	19	 Magali Coumert, Existe-il une « Ancienne Lois des Bretons d’Armorique »? Identité ethniques 
et tradition manuscrite au haut Moyen Age, in: La Bretagne Linguistique 18 (2014), S. 227–264. 
https://journals.openedition.org/lbl/1162 (29.09.2023).

	20	 Rigaudière (Anm. 17), S. 886.
	21	 Olivier Martin, Histoire de la Coutume de la Prévôté et Vicomte de Paris, Bd. 1, Paris 1922.

https://journals.openedition.org/lbl/1162
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die Vorstellung von lokalen consuetudines als Gewohnheitsrecht einer Gemeinschaft. 
So überstand das Recht auf Ausübung der eigenen Rechtspraktiken nicht nur den 
Kontakt zum Zivilrecht, sondern auch die Tendenz zur Ausbreitung des Pariser 
Gewohnheitsrechts. 

Im vorliegenden Fall bezweifelte keiner der Kandidaten die grundsätzliche Legiti-
mität von lokalen coutumes, weshalb sich auch keine Seite veranlasst sah, diese explizit 
zu verteidigen. Erika Graham-Goering hat darauf aufmerksam gemacht, dass die 
zugrundeliegende Annahme der Regelung nach Gewohnheitsrecht in beiden Memo-
randen dieselbe ist und lediglich die Zuordnung zur entsprechenden Gemeinschaft 
belegt werden muss.22 Dies kommt in einer Antwort von Karls von Blois Anwälten 
auf die grundlegende Frage nach dem Geltungsbereich des Rechts zur Sprache. Das 
Memorandum Karls von Blois versichert: 

il appert clairement que la genneralle coustume du territoyre doibt estre 
entendue gennerallement en tous cas et touttes personnes d’un teritoyre, 
combien que par special en ceulx lieulx elle ne soict usee et s’il apert de special 
faict ou coustume au contraire qui deroge a la genneralle.23

Es scheint deutlich, dass die allgemeinen Gewohnheitsrechte eines Gebie-
tes allgemein befolgt werden müssen, in jedem Fall und von jeder Person 
eines Gebietes, außer im Besonderen in solchen Orten, wo sie nicht benutzt 
werden und wenn es offensichtlich ist, dass ein besonderer Umstand oder 
Gewohnheitsrecht dem allgemeinen widerspricht. 

Unabhängig vom Stand der Person müssen coutumes stets befolgt werden, soweit dem 
allgemeinen Gewohnheitsrecht keine Spezialrechte gegenüberstehen.

Obgleich die prinzipielle Geltung der Gewohnheitsrechte außer Frage stand, 
mussten die mündlich überlieferten Rechtstraditionen doch mitunter gegen den 
Vorwurf der Willkür verteidigt werden, insbesondere da in den sénéchaussées und 
bailliages königliche Beamte oft ohne Kenntnis der lokalen Rechte richteten. Seit 
einem Beschluss Ludwigs IX. von 1270 wurde daher die Richtigkeit dieser Rechte 
durch eine standardisierte Gruppenbefragung von Zeugen (tourbes) gesichert, welche 
erklärten, dass eine Rechtspraxis seit mindestens vierzig Jahren – oder soweit die 
Erinnerung zurückreichte – gültig sei und noch immer praktiziert werde.24 Dieses 

	22	 Graham-Goering, Princely Power (Anm. 7), S. 194.
	23	 MKB (Anm. 10), S. 124, § 48.
	24	 Das Zurückreichen in die Vergangenheit wird im Memorandum für Karl von Blois formularisch 

abgehandelt (MKB, S. 113, § 2: les us et coustumes sont et ont esté gardez en jugement et dehors 
par tant de temps qu’il suffist pour bonne coustume et usaige). Im gelehrten Diskurs zirkulierten 
verschiedene ‚Mindestalter‘ zwischen 10 und 40 Jahren, Waelkens (Anm. 3), S. 36. Zu den 
tourbes vgl. etwa Judith Everard, Sworn Testimony and Memory of the Past in Brittany, 
c. 1100–1250, in: Elisabeth van Houts (Hg.), Medieval Memories. Men, Women and the Past, 
700–1300, Harlow 2001, S. 72–91.
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Vorgehen wurde im vorliegenden Fall angewandt; es hatte überdies nach Aufzeich-
nung der Gewohnheitsrechte noch bis zum Ende des Mittelalters Bestand, selbst 
außerhalb Frankreichs.25 Die Praxis bezeugt, wie sehr die Gewohnheitsrechte an die 
Gemeinschaft gebunden waren, deren Rechtsnormen sie verkörperten. Einmal der 
lebendigen Erinnerung entrückt, verlor eine Norm ihren ‚Sitz im Leben‘, was sich 
auch durch die Verschriftlichung der Gewohnheitsrechte nur bedingt änderte.26 So 
berief sich die Partei Karls de Blois nur auf die existierende Schriftfassung der ‚Très 
ancienne Coutume de Bretagne‘, weil die Montfortisten die Instabilität des mündlich 
überlieferten Rechts monierten. Letztlich scheint die Existenz der Verschriftlichung 
aber keine zentrale Rolle gespielt zu haben. Mittel der Beweisführung war vorlie-
gend stattdessen die Berufung auf den Präzedenzfall, der dann in der Zeugenbe-
fragung abgeprüft wurde.27 Beide Parteien führten eine Vielzahl solcher Fälle an 
und verwiesen auf königliche arrêts, die in vergleichbaren Fällen für die je eigene 
Position entschieden hätten. Bis auf wenige Ausnahmen waren dies aus Sicht der 
Streitführer Fälle der jüngeren Vergangenheit, die bezeugten, dass die kontinuier-
liche Rechtspraxis in der Gemeinschaft ein wichtiges Werkzeug zur Legitimierung 
darstellte und weder die Altehrwürdigkeit der Rechtspraxis noch die Schriftfassung 
ausschlaggebend dafür waren.

Die Frage der Rechtmäßigkeit des Gewohnheitsrechts war damit indes nicht 
abschließend geklärt, zumal mit der wachsenden Präsenz des römischen Rechts die 
Ansprüche an Systematik, Gerechtigkeit und Vereinbarkeit gestiegen waren. Die 
Diskurse unter Rechtsgelehrten über den Umgang mit ‚falschen‘ coutumes werden 
in Karls Memorandum aufgegriffen, wenn dort versichert wird, dass selbst coutumes 
contre droit28 ihre Geltung behielten und lediglich nicht verbreitet werden sollten. 
Dagegen gilt, dass die coutume, qui n’est pas contre droit, doibt estre eslargie aussi 
comme droict commun a autres cas et termes et autres personnes. Sie soll also als ius 
commune zur allgemeinen Rechtspraxis werden.29

	25	 Teuscher (Anm. 5). S. 317–320.
	26	 Clanchy (Anm. 4) und Cohen (Anm. 4).
	27	 Die tourbes und die individuellen Zeugenaussagen für den vorliegenden Fall sind überliefert 

und ediert in Graham-Goering u. a. (Anm. 8), S. 161–227. Die aktuelleren Präzedenzfälle, die 
für die Seite Karls ins Feld geführt wurden, stammten, wenn nicht aus dem eigenen Herzogtum, 
überwiegend aus Maine, Anjou und Toulouse, wo vergleichbare Sukzessionsregeln herrschten 
und v. a. das strittige Repräsentationsrecht galt, siehe Jean Yver, Les Caractères originaux du 
groupe de coutumes de l’Ouest de la France, in: Revue historique de droit français et étran-
ger 30 (1952), S. 18–79. Sie werden spezifisch abgefragt in den Befragungen § 32 und 37, hg. v. 
Graham-Goering u. a. (Anm. 8).

	28	 Der Begriff droit ohne Spezifizierung bezieht sich in der Mehrzahl der Fälle auf römisches Recht, 
aber auch allgemein auf Rechtsansprüche, vgl. auch die weitreichende Analyse von Gérard 
Giordanengo, Jus commune et « droit commun » en France du xiiie au xve siècle, in: Jacques 
Krynen (Hg.), Droit romain, jus civile, et droit français (Etudes d’histoire du droit et des idées 
politiques 3), Toulouse 1999, S. 219–247.

	29	 MKB (Anm. 10), S. 125, § 49; zum ius commune siehe unten S. 200–204.
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4	 Wessen Rechte – Coutumes de Bretagne oder Coutumes de France?

Über die Legitimität der Gewohnheitsrechte und deren Anwendung in der Regelung 
der Nachfolge auf das Herzogtum bestand also Konsens. Uneins war man indes darü-
ber, welche Gewohnheitsrechte Anwendung finden sollten: die bretonischen oder die 
Coutumes de France? Die Advokaten der Opponenten rechtfertigten im vorliegenden 
Fall ihre jeweilige Wahl, indem sie unterschiedliche Schlüsselmomente der Geschichte 
der Bretagne bemühten, aus denen sie Rückschlüsse auf die Rechtsgemeinschaft 
zogen, der die Herzöge angehörten und deren Regeln folglich die Sukzession leiten 
sollten. Aus dieser Geschichte seien ausweislich der Memoranden unterschiedliche 
Beziehungen zwischen Bevölkerung, lokalem Adel, Herzögen und der politischen 
Elite des Königsreichs abzuleiten gewesen. Diese Beziehungen wiederum waren für 
die Diskussion der Geltungsbereiche der beiden Gewohnheitsrechte relevant, die hier 
ebenfalls verhandelt wurden.

4.1	 Historische Verankerung

Das Memorandum mit den Argumenten für die Nachfolge Karls und Johannas veran-
kert die Anwendbarkeit des bretonischen Gewohnheitsrechts in der Geschichte und 
Gesellschaft des Landes. Die Juristen berufen sich auf die Konstituierung des Herzog-
tums unter Conan III. (1148), was die Anwendung lokaler coutumes rechtfertige. Die 
Bretagne sei Herzogtum, kein Königreich – und wie in jedem anderen Herzogtum 
würden daher die lokalen Gewohnheitsrechte gelten, nach denen eine weibliche 
Erbfolge und das Vertretungsrecht zulässig seien. Paragraf 20 führt hierzu aus: 

Et par especial est escheu la duché de Bretaigne, car il est memoyre et aussi 
sera il trouvé es cronicques et es antiennes escriptures que la duché de 
Bretaigne est desandue a femme et de la femme du compte Conan et le compte 
de Bretaigne de par sa femme et par la fille du compte Eon et desandict sa 
fille qui fut appellee Emengare et de Emengar desandict madame Alix […]; 
si ne peuvent par raison dire d’eaulx qui n’y pouroient rien avoir si n’est pas 
que femme n’y doibve succeder.30

Und dies gilt insbesondere für das Herzogtum Bretagne, denn es ist über-
liefert und findet sich auch in den alten Chroniken und Schriften, dass 
die Bretagne von Frauen geerbt wurde, und zwar von der Frau des Gra-
fen Conan, Graf der Bretagne, durch die Frau und durch die Tochter des 
Grafen Eon und die Tochter desselben, die Ermengard genannt wurde, 
und durch diese Ermengard die besagte Frau Alix, und daher gibt es aus 

	30	 MKB (Anm. 10), S. 118, § 20: Havoise 1066, Berthe 1148, Constance 1166, Alix 1203, zur fehler-
haften Genealogie dieser historischen Präzedenzfälle siehe Anm. 50.
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diesen Beispielen nichts, was dagegen spricht, dass Frauen nicht [auf das 
Herzogtum] folgen können.

Gegen die Argumente der Opposition, die eine weibliche Erbfolge auszuschließen ver-
suchte, belegen die Juristen Karls von Blois die lange Tradition dieser Erbfolgeregelung 
durch eine Reihe von Präzedenzfällen für diese Art der Herrschaftsweitergabe in der 
Bretagne, die viele hundert Jahre zurückreichen. Im Verbund mit den Präzedenzfällen 
aus der jüngeren Vergangenheit wird eine lange und kontinuierliche Geschichte der 
weiblichen Erbfolge in der Bretagne gezeichnet. Gleichzeitig verorten diese frühen 
Fälle die Rechtspraxis in der teils mythischen Geschichte des Herzogtums.31 Der 
Rekurs auf „alte[] Chroniken und Schriften“ bezeugt den legitimierenden Charakter 
der Geschichtsdarstellung, die in der Schriftform im 14. Jahrhundert bereits einen 
größeren Wahrheitsanspruch als die mündliche Erzähltradition hatte. Diese Strategie 
inszeniert demnach eine historisch gewachsene Rechtsgemeinschaft der Bretonen, 
die sich in historisch verbürgten Rechtsnormen und -praktiken Ausdruck verleiht. 

Wie Karl von Blois, so leitete auch Johann die Zugehörigkeit zur Rechtsgemein-
schaft der Pairs de France aus der Geschichte der Bretagne her und konstruierte daraus 
eine soziale Gruppe, für die ein eigenes Recht gilt. Er rechtfertigt die Anwendung 
außerbretonischer Gewohnheitsrechte mit Verweis auf die frühe Vergangenheit der 
Bretagne als Königreich in karolingischer Zeit und deren Erhebung zur Pairie de France 
zur Zeit des Herzogs Johann II. im Jahr 1297. Aufgrund dieser besonderen Würden 
seien für die Nachfolge der Herzöge der Bretagne nicht das bretonische Gewohn-
heitsrecht, sondern die coustumes genneraulx du nostre royaume geltend zu machen: 

Or n’est pas doubte que ladicte duché a esté pour le temps passé royaume 
et tient encorez les droiz et nobleces de royaume envers ses subgés [...]: et 
est veritez, si comme on dit es croniques et es escriptures autentiques, que 
il ot pluseurs roys au Bretaigne ou temps passé, li premiers fut Salemons 
qui ot guerre contre Challes le Grant, le roy Cohel et le roy Chauable et le 
roy Arbains, et pluseurs autres qui sont nommés es hystoires de Bretaigne, 
[...] Et n’est pas a dire que par la noblece depuis acquise et pour cause de la 
parrie de France et duchié, la noblece et droiz royaulx li soient de riens ostés 
ne mués, quar grant noblece ne oste pas precedent noblece, mesmement que, 
quant li dus se fist vassaux du roy il retint tout ses nobleces anciennes, et li 
furent reservees.32

Es besteht kein Zweifel daran, dass das besagte Herzogtum in der Vergan-
genheit ein Königreich war und die Rechte und Würden eines Königreichs 
gegenüber seinen Untertanen beibehalten hat [...]: Es ist wahr, wie die 

	31	 Mickaël Gendry, Identité, peuple et nation dans la Bretagne médiévale. Évolution de l’historio-
graphy, in: Annales de Bretagne et des pays de l’Ouest 129, 1 (2022), S. 11–45.

	32	 MJM (Anm. 13), S. 78 f., § 31.
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Chroniken und authentischen Schriften sagen, dass es in der Vergangen-
heit viele Könige der Bretagne gab, von denen der erste Salemon war, der 
gegen Karl den Großen Krieg führte, dann die Könige Cohel und Chauable 
und der König Arbains und viele andere, die in der Geschichte der Bretagne 
genannt werden, ohne irgendeine Verpflichtung gegenüber der Krone 
Frankreichs. [...] Und es ist nicht notwendigerweise der Fall, dass die 
Würden, die später durch die Erhebung in die Pairie und das Herzogtum 
erworben wurden, in irgendeiner Weise die königlichen Rechte und Wür-
den aufheben oder verändern, denn große Würden heben frühere nicht 
auf, und ebenso behielt der Herzog, als er ein Vasall des Königs wurde, 
alle seine alten Würden und diese blieben erhalten.

4.2	 Soziale Hierarchie

Die konkreten in den Memoranden herangezogenen gewohnheitsrechtlichen Rege-
lungen leiten sich aus der bretonischen Geschichte her. Sie verdeutlichen vor allem 
die Beziehung der Herzöge einerseits zu ihren Untertanen und andererseits zum 
französischen Königtum sowie zur politischen Elite. Gemeinhin wurde das Gewohn-
heitsrecht als Ausdruck eines „Willen[s] des Volkes“ verstanden.33 Beide Memoranden 
nehmen auf diese Vorstellung Bezug, unterscheiden sich aber darin, welche Gruppen 
damit gemeint sind.

Karls Argumentation etwa betont den Ursprung des Gewohnheitsrechts in den 
Sitten und Gebräuchen eines Volkes: coustume est introduicte par les meurs du peuple, 
et doncques, puis les meurs sont entre fiés il s’enssy mectre de raison que les coustumes 
doibvent estre (II, S. 125, § 50).

Dieser Ursprung der Gewohnheitsrechte als Ausdruck eines Volkswillens gehört 
im gelehrten Diskurs zu seinen wesentlichen legitimierenden Faktoren.34 Selbst die 
königliche Gesetzgebung kann sich – theoretisch und ohne Implikationen für das 
Machtverhältnis – darauf stützen, dass dieser Wille des Volkes an den Herrscher dele-
giert wurde, als es sich ihm unterworfen hat.35 Gleichzeitig ist die Macht des Königs 
zur (laikalen) Rechtsprechung Teil des göttlichen Auftrags, welcher dem weltlichen 
Schwert obliegt. In der Wahrnehmung von Recht und Herrschaft, wie sie in den 
Memoranden aufscheint, sind diese beiden Seiten keineswegs getrennt. So beruft sich 

	33	 Pierre de Belleperche, „usus non est causa consuetudinis, sed tacita voluntas populi“, zitiert nach 
Laurent Mayali, La coutume dans la doctrine romaniste au Moyen Age, in: Vanderlinden 
(Anm. 3), S. 11–31, hier S. 20: Die königliche Legislatur bezieht Legitimität aus diesem Gesell-
schaftsvertrag, vgl. Susan Reynolds, Kingdoms and Communities in Western Europe, 900–1300, 
Oxford 1984, S. 42–45.

	34	 Mayali (Anm. 33), S. 30.
	35	 Cohen (Anm. 4), S. 11, Reynolds (Anm. 33), S. 45–51.
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Johann von Montfort zur Rechtfertigung seiner Herrschaft in der Bretagne auf den 
Willen des Volkes, der ihm vom Heiligen Geist eingegeben worden sei: 

Item, le peuple de Bretaigne, generalment de son propre mouvement, sanz 
force et sanz contrainte, par l’inspiration divine, tient et recognoist mons. 
de Montfort a vray successeur en la duchié, aussi comme par inspiration de 
Saint Esperrit et par volonté divine, et c’est une chose qui vous doit moult 
esmouvoir a encliner a sa requeste, et en ce cas le consentement du peuple 
doit moult estre attendus.36

Auch hat das Volk der Bretagne, allgemein und aus eigenem Antrieb, ohne 
Druck oder Gewalt, durch göttliche Inspiration, Herrn von Montfort als 
wahren Nachfolger auf das besagte Herzogtum gehalten und anerkannt, 
auch durch die Eingabe des Heiligen Geistes und durch göttlichen Willen, 
und dies ist ein Sachverhalt, der Euch sehr dazu bewegen sollte, seiner 
Bitte nachzugeben, und in einem solchen Fall ist die Zustimmung des 
Volkes sehr zu beachten.

Johann inszeniert sich als ‚Kandidat des Volkes‘ gegenüber Johanna und Karl als Kan-
didaten des Adels und der hohen Geistlichkeit der Bretagne. Diese Darstellung spiegelt 
sich nicht nur in der zeitgenössischen Chronistik, der zufolge Johanns Kandidatur vor 
allem in den Städten Anerkennung fand,37 sondern auch in den Zeugen, welche für 
die beiden Parteien auftraten. Das soziale Profil der tourbes und Einzelzeugen für die 
Partei um Karl von Blois und dessen Gattin ist tatsächlich höher als das derjenigen, 
die für ihren Opponenten aussagen.38 Johann fühlt sich als Herzog und Pair dieser 
bretonischen Rechtsgemeinschaft explizit nicht zugehörig. In seiner Argumentation 
besteht Letztere nur aus den Untertanen, nicht jedoch den Herzögen selbst, da, mit 
Gratian, la loy du serf et du subget ne peust en riens tollir la loy au seignour et souverain 
(MJM, S. 76, § 13). Durch die Erhebung der Bretagne zur Pairie hingegen seien die 
Herzöge der Bretagne nun Teil der königlichen Rechtsgemeinschaft.

Der Titel Pair de France brachte bestimmte Pflichten und Privilegien mit sich – 
etwa das Vorrecht, unter seinesgleichen, d. h. den anderen Pairs, gerichtet zu werden. 
Er wurde von den bretonischen Herzögen bisher allerdings nur in Ausnahmefällen 

	36	 MJM (Anm. 13), S. 82, § 47.
	37	 Johann als der ,Kandidat des Volkes‘, s. Graham-Goering u. a. (Anm. 8), und Chroniques de 

J. Froissart, publiées pour la Société par Siméon Luce, Bd. 2, 1340–1342, Paris 1869, S. 86–89, 
267–268.

	38	 Graham-Goering u. a. (Anm. 8), S. 21, die allerdings auch betonen, dass die Unterscheidung 
nicht so eindeutig verläuft, wie sie in der älteren Forschung postuliert wurde, zumal einige 
Zeugen auch für beide Parteien befragt wurden. Zudem bestehen die Zeugengruppen von Karl 
und Johanna überwiegend aus Bretonen – anders als jene Johanns, welche sich v. a. aus der 
Grafschaft Montfort-l’Amoury und der Île-de-France rekrutieren, unter diesen eine beträchtliche 
Anzahl von Beamten der königlichen Verwaltung.
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verwendet;39 erst Johann nutzt ihn konsequent, um sich als Pair einer Rechtsgemein-
schaft de France zuzuordnen. In seiner Argumentation gelten die Pairs als membres 
du roy et de la couronne de France, et les membres si doivent regler selon la coustume 
du chief (MJM, S. 81, § 43). 

Das Argument, welches die Pairs den Coutumes de France unterordnet, war 
nicht unproblematisch, hatte doch gerade erst die Entscheidung des Königs in der 
Erbfolge des Artois gemäß den artesischen coutumes die Herrschaft Mahauts gegen 
die Ansprüche ihres Neffen Robert bestätigt, was zu nicht unerheblichen Konflikten 
geführt hatte.40 Diese zeigen, dass es insbesondere in den Apanagen Tendenzen gab, 
die weibliche Erbfolge zu übergehen und sich dabei unter anderem auf die Coutumes 
de France zu berufen.41 Eine generelle Unterordnung der Pairs unter diese Gewohn-
heitsrechte bestand dabei nicht; die Konstruktion einer Rechtsgemeinschaft von Pairs 
und König lässt sich vor diesem Hintergrund aber plausibel machen.

Folgerichtig konnten Johanns Advokaten aus der Zuordnung der Pairs zur könig-
lichen Rechtsgemeinschaft nicht nur die Erbfolge an den nächstjüngeren Bruder, 
sondern auch den Ausschluss von Frauen aus der Erbfolge ableiten: 

Item, par la coustume de France, femme ne succede point en eschoite de costé 
tant comme il li ait malle du costé dont l’eschoite descent plus prochain et 
aussi prochain, especiailement aes fiés.42

Ebenso, nach der Gewohnheit Frankreichs erbt eine Frau nicht in der Sei-
tenlinie, solange es einen männlichen Nachkommen auf derselben Seite 
gibt, der ebenso nah oder näher steht, insbesondere bei Lehen.

Diese Regelung ist allerdings nicht in den Pariser coutumes enthalten, sondern wurde 
erst durch die Thronfolgen der letzten Kapetinger und des ersten Valois etabliert. 
Der söhnelose Tod Ludwigs X. hatte nacheinander zwei seiner Brüder auf den Thron 

	39	 Jean-Christophe Cassard, Pairie de France et Barons de Bretagne. Plasticité et vacuité des 
mythes historico-politiques, in: Ders. (Hg.), Vérité poétique, Vérité politique. Mythes, modèles 
et idéologies politiques au Moyen Age. Actes du colloque de Brest, 22–24 septembre 2005, Brest 
2007, S. 59–76. Zur Rolle der Pairs in der königlichen Verwaltung vgl. Philippe Contamine, 
Essai sur la place des « XII pairs » dans l’« ordo » de la royauté française à la fin du Moyen Âge, 
in: Claude Carozzi u. Huguette Taviani-Carozzi (Hgg.), Hiérachies et services au Moyen Âge 
(Publications de l’Université de Provence), Aix-en-Provence 2001, S. 53–70.

	40	 Dazu zuletzt Georg Jostkleigrewe, Monarchischer Staat und ‚Société politique‘. Politische 
Interaktion und staatliche Verdichtung im spätmittelalterlichen Frankreich (Mittelalter-
Forschungen 56), Ostfildern 2018, v. a. Kap. 4.

	41	 Jostkleigrewe (Anm. 40), S. 171–172.
	42	 MJM (Anm. 13), S. 80, § 36: dont le parrie descent et exclut toutes femmes […] et ses coustumes sont 

notoires gardees ou royaume de France en censives, en baronnies, en duchiés et en parries; zu diesen 
Regelungen im Lehnsrecht der Vicomté de Paris S. Martin, S. 306 f. Nachfolgeregelungen der 
Krone, s. Paul Viollet, Comment les femmes ont été exclues, en France, de la succession à la 
couronne, in: Mémoires de l’Institut national de France 34, 2 (1895), S. 125–178, hier S. 125–150. 
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gebracht, jeweils unter Ausschluss weiblicher Ansprüche.43 Als 1328 auch Karl IV. 
ohne männliche Nachkommen starb, erhob seine Schwester Isabelle Anspruch auf den 
Thron für ihren minderjährigen Sohn Eduard III., den künftigen König von England. 
Erst ein Beschluss des Rates unter Hinzuziehung einiger Vertreter der Universität 
hatte dafür gesorgt, dass die Valois die Krone übernehmen würden, obgleich Edward 
über die weibliche Linie näher mit dem verstorbenen König verwandt war.44 Bereits 
im Erbfall von 1316 waren weibliche Ansprüche übergangen worden, jedoch auch 
in diesem Fall nicht selbstverständlich, sondern nach intensiven Verhandlungen und 
Entschädigungszahlungen. In beiden Fällen war es die politische Opportunität, welche 
zum Ausschluss der Frauen geführt hatte, nicht etwa ein schriftlich fixiertes Recht 
oder gar eine etablierte Rechtspraxis.45 Johann von Montfort war sich dessen bewusst, 
zumal er bereits vor Prozessbeginn mit dem englischen König in Verhandlung über 
die Unterstützung von dessen Ansprüchen auf den französischen Thron stand, die 
dieser über seine Mutter stellte. Dennoch schafften die prominenten Beispiele wirk-
mächtige Präzedenzfälle, mit denen Johann die Ansprüche seiner Nichte ausschließen 
und seine eigenen in Beziehung zur Rechtspraxis der Könige untermauern konnte.

Stellt Johanns Memorandum also die bretonische Rechtsgemeinschaft ganz klar 
jener der politischen Elite des Königreiches gegenüber, strebt die Argumentation Karls 
von Blois danach, Herzöge und lokalen Adel der Bretagne als Einheit zu zeichnen 
und ins Zentrum der bretonischen Rechtsgemeinschaft zu stellen. Dies zeigt sich 
zunächst in der Legitimation der Herrschaftsübernahme des Ehepaares. Nach dem 
Tod des Herzogs haben sich alle neun Bischöfe der Bretagne, zusammen mit den 
barrons et les garder [sic] et les grans sieurs de Bretagne, zugunsten des Friedens und 
Wohlstands in der Bretagne für die Nachfolge Karls und Johannas entschieden. Sie 
raten dem König zu beachten:

l’oppinion des prelatz, des barons et seigneurs de Bretaigne qui sçavent que 
raison est comment le païs ce doibt gouverner, que l’oppinion d’aulcuns popul-
laires qui sont esmeuz par affection et vollompté desordonnee et soubzste-
nent la partie du compte de Montfort, qu’ilz ne sçavent que c’est raison et 
coustume, et pour [ce] est il escript « vene voces populi non sont audiende » 
etc. (MKB, S. 123, § 44).46

	43	 Ausführlich Viollet (Anm. 42) und Raymond Cazelles, La société politique et la crise de la 
royauté sous Philippe de Valois (Bibliothèque elzévirienne. Nouvelle série. Études et documents), 
Paris 1958; zur Debatte um die Legitimität der Valois-Herrschaft in der Folgezeit Craig Taylor, 
Debating the Hundred Years War. ‘Pour ce que plusieurs’ (La Loy Salique) and ‘A declaration 
of the trew and dewe title of Henry VIII’ (Camden. Ser. 5, 29), London 2006.

	44	 Jostkleigrewe (Anm. 40), S. 371–372. Cazelles (Anm. 43), S. 71 f.
	45	 Viollet (Anm. 42), S. 136–137.
	46	 Das Zitat stammt aus dem Codex Justiniani IX, 47, 12.



Recht im Konflikt  |  195 

Die Meinung der Prälaten, Barone und Herren der Bretagne, die wissen, 
was rechtens ist und wie das Land regiert werden soll, ist bedeutender 
als die Meinung einiger Volksmassen, die von Leidenschaft und unge-
ordnetem Willen bewegt werden und die Partei des Grafen von Montfort 
unterstützen, obwohl sie weder Recht noch Brauch kennen. Deshalb steht 
geschrieben: „Die Stimmen des Volkes sind nicht zu erhören“ usw.

Der Grund hierfür: Die Gewohnheitsrechte bedürfen der Zustimmung des Volkes – 
und da es der Adel sei, der diese Rechte vor allem festsetze und anwende, sei dieser 
auch unbedingt Teil dieser Rechtsgemeinschaft.47 

Eventuell wird hier dem Entstehen der coutumes aus den Privatrechten Rechnung 
getragen; in jedem Fall wird deutlich, dass es sich in der Darstellung der Partei um Karl 
von Blois vor allem um Adelsrechte handelt, was impliziert, dass diese die Herzöge 
gleichermaßen betreffen. Karl habe außerdem anlässlich seiner Eheschließung mit 
Johanna geschworen, die coutumes zu beachten sowie Titel und Wappen der Bretagne 
zu führen. Im Gegenzug hatte er die Zustimmung der seigneurs du païs (MKB, S. 122 f., 
§ 41–43) erhalten. Ferner sei im Jahr 1185 ein zentraler Aspekt der Nachfolgeregelun-
gen, die Primogenitur, gemeinsam von Baronen und dem Herzog auf der Assize du 
Comte Geoffrey beschlossen worden – eine Praxis, die nicht nur aus den angevinischen 
Ländern des Herzogs Geoffrey bekannt war, sondern wohl auch bereits in mehreren 
bretonischen Familien Anwendung fand.48 Die einheitliche Regelung half dem lokalen 
Adel, die eigenen Gebiete im Erbfall vor dem Zugriff des Herzogs zu schützen, wel-
cher sich in dem Dokument zu deren Einhaltung verpflichtete.49 Die Anmerkungen 
der Advokaten Karls von Blois zur Herkunft der Gewohnheitsrechte und zur Assize 
zeigen, dass die Rechtsgemeinschaft, welche durch die coutumes zusammengehalten 
wurde, aus denjenigen bestand, die das Land regierten, was auch die Herzöge mit 
einschloss. Die Bretonen und ihr Herzog waren insofern nach dem gleichen Recht zur 
richten – car selon raison ou nom des Bretons est contenu le prince (MKB, S. 126, § 54).

Die Gewohnheitsrechte der Bretagne erscheinen im Memorandum für Karl von 
Blois als integraler Teil der bretonischen Gemeinschaft: Sie sind tief in ihrer Geschichte 
verankert, drücken den Willen wie auch die Sitten dieser Gemeinschaft aus, sind Ergeb-
nis bewusster Rechtsetzung zum Wohle des Landes und werden im Zuge ihrer Anwen-
dung regelmäßig aktualisiert. Diese Rechtsgemeinschaft besteht jedoch vor allem aus 
jenen, welche mit der Verwaltung und Rechtsprechung des Herzogtums betraut sind. 
Sie umfasst dessen weltliche sowie geistliche Herren – und also auch die Herzöge.

	47	 MKB (Anm. 10), S. 125, § 52: car decrect ou loy ou coustume font foy par le consentement de la 
plus grand partye du peuple qui est tel, et la plus grand partye lye la mendre. Or est il tout cler 
que les nobles detierm[in]ent et usent de ceste coustume et y sont sugitz a la plus grand partye si et 
comme que le duc et la duchié y soient lyez aussi comme les au[tr]es si ne y’a exemption, coustume 
ou usage au contraire.

	48	 Everard (Anm. 11). S. 188.
	49	 Ebd., S. 182; zur sozialen Einbettung der Argumente beider Kandidaten vgl. Graham-Goering, 

Princely Power (Anm. 7), Kap. 6.
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4.3	 Geltungsbereiche

So unterschiedlich die beiden Parteien die rechtliche Zuordnung der Herzöge der 
Bretagne beurteilen, so einig sind sie sich über die generelle Geltung der Coutumes 
de Bretagne als lokales Recht. Weniger Einigkeit herrscht in Bezug auf die lokale 
und soziale Reichweite der sogenannten Coutumes de France. Dieser Ausdruck ist im 
Verlauf des 13. Jahrhunderts zunehmend verwendet worden, gelegentlich mit Varia-
tionen wie consuetudine Francie et maxime ville Parisiensis, secundum morem et usum 
Franciae circa Parisius, consuetudine Francie et illius patrie oder einfach consuetudine 
ville Parisiensis.50 In der Regel meint der Begriff das Gewohnheitsrecht der prevoté et 
vicomté de Paris, welches in der Île-de-France und im direkten Umland galt. Zu Beginn 
des 13. Jahrhunderts erfuhren diese coutumes eine signifikante Ausbreitung ihres Gel-
tungsbereiches, als Simon von Montfort diesen im Jahr 1212 per ordonnance et statut 
de Pamiers auf die im Zuge der Albigenserkreuzzüge eroberten Gebiete ausdehnte und 
jeden Baron, der Land aus den eroberten Ländern zum Lehen erhielt, verpflichtete, 
dieses secundum morem et usum Francie circa Parisius zu regieren.51 Obgleich die 
französischen Könige in den darauffolgenden Jahren immer wieder Bestimmungen 
erließen, welche es erlaubten, dass im Midi das ius scriptum angewandt werden dürfe, 
hatte das Statut der Ausbreitung des Pariser Rechts enormen Vorschub geleistet. 
Albert Rigaudière hat gezeigt, dass in diesen Gebieten keineswegs immer klar war, 
nach welchem Recht gerichtet wurde, sodass nicht selten der Beklagte selbst dem 
Parlement vorgab, ob er nach ius scriptum oder Gewohnheitsrecht gerichtet werden 
wollte.52 In einer Ordonnanz von 1315 wurde dem Klerus und Adel von Burgund und 
Forez zugesichert, dass sie nach jus scriptum et bonas consuetudines gerichtet würden, 
was zu widersprüchlichen arrêts führte.53 Insbesondere in Erbfolgekonflikten kam es 
in den terrae conquistae regelmäßig zur Konkurrenz zwischen den beiden Rechtsord-
nungen. Als Johann I. von Montfort 1300 ohne eigene Kinder starb, beriefen sich die 
Anwärter auf sein Erbe in Castres und dem Narbonnais bald auf römisches Recht, 
bald auf die consuetudines Franciae circa Parisius – je nachdem, welches im Einzelfall 
erfolgversprechender schien.54 

So wurden die Coutumes de Paris um die Zeit des Prozesses immer wieder auch 
außerhalb ihres geografischen Kernbereichs der Île-de-France angewendet. Zudem hat 
die Rolle des Parlement als cour d’appelation dazu beigetragen, dass selbst nachweislich 
gültige lokale Gewohnheitsrechte der Pariser Rechtspraxis möglichst angeglichen 
wurden oder zumindest nicht im offenen Widerspruch zu ihnen standen, da das 

	50	 Rigaudière (Anm. 17), S. 907.
	51	 Statuts de Pamiers, Dezember 1212: Histoire générale de Languedoc avec des notes et les pièces 

justificatives, hg. v. Claude de Vic und Joseph Vaissete, Bd. 5, Toulouse 1842, S. 196 f.
	52	 Z. B. im Prozess Gastons II., Graf von Foix, gegen den Grafen von Armagnac, 1328, siehe 

Rigaudière (Anm. 17), S. 803. 
	53	 Ebd., S. 894.
	54	 Ebd., S. 896, Anm. 42.
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Parlement bisweilen entgegen den lokalen Rechtsgewohnheiten urteilte.55 Deshalb 
sah sich auch Karls von Blois Seite genötigt, gelegentlich die Übereinstimmung mit 
diesen ‚französischen‘ coutumes zu betonen: us et coustumes sont confermés en toutz 
a la generalle coustume de France (II, S. 118, § 20).

Im Memorandum für Johann zeigt sich, dass die coustume general du royaume 
de France tatsächlich ein Konglomerat von mit Paris und dem Königtum assoziierten 
Rechten war:

Item, que ladicte duché de Bretaigne est tenue en foy et hommage en duchié 
et en parrie dou roy nostre seigneur, sanz moyen et par cause de la corone de 
France, souverain siege de France, ou de la cité et de vostre palais de Paris, qui 
est le chieff de vostre royaulme, et non mie pour cause de certaine aultre cité 
ou de chastellenie, et ainxin doit estre jugee, revelee en succession, eschoites 
ou autrement aus us et aus coustumes de France et de vostre palais ou de cité 
de Paris par pluseurs resons.56

Ebenso ist das genannte Herzogtum Bretagne im Glauben und Lehen als 
Herzogtum und Teil des Reiches unseres Herrn, des Königs, gehalten, 
ohne Vermittler und aufgrund der Krone von Frankreich, dem obersten 
Sitz Frankreichs, oder der Stadt und eurem Palast von Paris, der das Haupt 
eures Königreichs ist, und nicht etwa aufgrund einer anderen bestimmten 
Stadt oder Kastellanei. Und so muss es beurteilt und geregelt werden in 
Fragen der Erbfolge, Rückfälle oder auf andere Weise nach den Gebräuchen 
und Gewohnheiten Frankreichs sowie eures Palastes oder der Stadt Paris 
aus verschiedenen Gründen.

Johann argumentiert, dass der Sitz des Lehnsherrn über die Anwendung der passen-
den Rechte entscheide,57 und beruft sich auf ein Konglomerat verschiedener Rechte, 
deren gemeinsamer Nenner die Verortung in der Île-de-France war. Paris als Sitz der 
Krone resp. des Palais und Hauptstadt des Königreiches wird zur zentralen Instanz in 
der Gerichtsbarkeit der Pairies. Die Coutumes de France, welchen diese deshalb Folge 
leisten sollten, sind jedoch keineswegs klar definiert – im Gegenteil scheint hier auf 

	55	 Cohen (Anm. 4), S. 33; zur Rolle des Parlement in der herrschaftlichen Durchdringung des 
Königreiches siehe Guillot u. a. (Anm. 2), S. 205–210.

	56	 MJM (Anm. 13), S. 80, § 39. So auch MJM, S. 80, § 40: Or est il ainsi que ladicte duchié et parrie 
meuvent sanz moien de vostre souverain siege et palais de Paris et de vostre cité de Paris, et ainsi, 
selon la coustume dudit palais et cité, doit estre gouvernee, et ainsi le vueult droit et raison, quare 
etc.

	57	 Johann von Montfort argumentierte auf die gleiche Weise, als es 1344 um die Vizegrafschaft 
Limoges ging, in welcher die Nachfolge – zu Ungunsten Johanns – nach römischem Recht 
geregelt werden sollte. Wieder urteilten die Pairs de France nicht nach dem fief dominant – 
und somit erneut gegen Johann; Caroline Spinosi, Un règlement pacifique dans la succession 
de Jean III, Duc de Bretagne, la vicomté de Limoges, in: Revue historique de droit français et 
étranger 39, 3 (1961), S. 453–468, hier S. 459.
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die Gewohnheitsrechte der vicomté et prévoté de Paris angespielt zu werden, aber auch 
auf die ‚Constitutions du Châtelet‘, die in ihrer Einleitung den Anspruch erheben, la 
coustume de France et especiaument de la court de Chastelet de Paris zu sein.58 Sicher 
ist aber auch eine Anzahl von Einzelregelungen und Ordonnanzen zum Thema der 
Erbfolge gemeint, etwa jene über den Ausschluss der weiblichen Erben für die Apanage 
Poitou, die Beschlüsse anlässlich der Herrschaftsübernahme durch Philipp VI. und 
ggf. weitere Beschlüsse, wie sie in den ‚Établissements de Saint Louis‘ versammelt 
wurden. Die Coutumes de France als feststehendes Korpus gab es nicht – und doch 
konnte der Ausdruck verwendet werden, ohne dass unbedingt klar sein musste, was 
genau damit gemeint war.59 Im Memorandum für Karl von Blois ist etwas präziser von 
den pays a la generalle coustume de France (§ 12) die Rede, was den Geltungsbereich 
auf bestimmte Länder begrenzt,60 statt ihn wie Montfort auf die politische Elite des 
gesamten Königreichs auszuweiten. Karls Memorandum betont dagegen die lokale 
Geltung dieser Rechte und benennt sie als coustumes de la vicomté de Paris – einer 
Region, die von völlig anderen Sitten und Gebräuchen geprägt sei als die Bretagne: 

ne la coustume d’un païs ne d’une region ne doibt este muee et subvertie 
par la coustume d’une autre païs, si comme dict ung decrect et plusiers 
autres decrectz, et ce [voions] nous tres bien garder ou reaulme de France 
espiciallement es coustumes des fiefs, aultre c’est la coustume de la viconté 
de Paris, aultre de la compté de Chartres, autre est de la compté du Perche, 
autre est de la Champaigne, autre de Normandye, autre de Picardye, voyres 
a[u]l[c]unesfo[is] en ung mesmes bailliage se divisent les coustumes des fiefz 
sellon la divercitté des chastellainyes et chacun pais garde sa coustume, et 
doncques, en la succession de la duché de Bretaigne qui est assise ou païs 
de Bretaigne comme garder la coustume de Bretaigne, n’y elle doibt estre 
mué par la coustume de France si elle est contraire en ce que loy de païs par 
represantation, car France est toutte autre region et demeure la langue toutte 
estrange et autre que celle de France, les meurs et la maniere de vivre des 
gens et les coustumes touttes autres.61

	58	 Le Livre des constitutions démenées et Chastellet de Paris, hg. v. Charles Mortet (Extraits 
des Mémoires de la société de l’histoire de Paris et de l’Isle de France X), Paris 1883, S. 44. Das 
Châtelet war seit der Zeit Philipps II. Sitz des Prévôt von Paris.

	59	 Zur Ausbreitung der Coutumes de Paris zu einer Art allgemeinem Gewohnheitsrecht zuletzt 
André Castaldo, Pouvoir royal, droit savant et droit commun coutumier dans la France du 
Moyen Âge. A propos de vues nouvelles I, in: Droits 46, 2 (2007) S. 117–158, und ders., Pouvoir 
royal, droit savant et droit commun coutumier dans la France du Moyen Âge. À propos de 
vues nouvelles. II, Le droit romain est-il droit commun?, in: Droits Bd. 47, 1 (2008) S. 173–248; 
siehe auch die Diskussion in Kap. 5 dieses Artikels.

	60	 Es handelte sich nicht um eine etablierte Region, sondern das Gebiet umfasste neben der 
Vizegrafschaft Paris u. a. auch Orléans, Senlis, Chartres, Mantes, Nogent oder Sens; Léonard 
Dauphant, Le Royaume des quatre rivières. L’espace politique français (1380–1515), Seyssel 
2012, S. 197–206. 

	61	 MKB (Anm. 10), S. 125 § 50.
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Die Coutume [Gewohnheitsrecht] eines Landes oder einer Region darf 
nicht verändert oder unterdrückt werden durch die Coutume eines anderen 
Landes, so sagt es ein Dekret und viele andere Dekrete, und das sehen wir 
sehr gut im Königreich Frankreich, besonders die Coutume über Lehen, 
die eine ist die Coutume der Vicomté de Paris, eine andere die der Graf-
schaft Chartres, noch eine andere die der Grafschaft Perche, noch eine 
andere die der Champagne, noch eine andere die der Normandie, noch 
eine andere die der Picardie, manchmal ist sogar die gleiche Baillie geteilt 
durch die Coutume der Lehen je nach der Vielzahl der Chatellanies, und 
jedes Land achtet seine Coutume, und deshalb darf diese in der Erbfolge 
des Herzogtums der Bretagne, welches im Land der Bretagne liegt und 
die Coutume der Bretagne beachtet, nicht durch die Coutumes de France 
verändert werden, wenn jene im Widerspruch zum Gesetz des Landes 
in Sachen Repräsentation steht, denn die Île-de-France62 ist eine ganz 
andere Region und die Sprache [der Bretagne] bleibt eine völlig fremde 
und andere Sprache als jene der Île-de-France, die Sitten und die Lebensart 
der Menschen und ihre Gewohnheiten [sind] ganz andere.

Diese Rechtfertigung entsprach zwar sachlich der allgemeinen Vorstellung von der 
Verankerung der Gewohnheitsrechte in lokalen Traditionen, spiegelt aber nicht die 
Praxis wider, Rechte der königlichen Domäne bei Bedarf auf Fürstentümer auszu-
weiten. Johann berief sich auf einen solchen Fall anlässlich der Erbfolge 1272 in 
Burgund.63 Vor Gericht fiel die Entscheidung auf Robert, den dritten Sohn aus erster 
Ehe des Herzogs, da nach „coutume français“ gelte: baronia non posse dividi.64 Der 
Fall ist zwar nur bedingt vergleichbar, weil durch Johannas Erbfolge in der Bretagne 
keine Teilung eintreten würde, doch wird damit eine die Krondomäne betreffende 
Anwendung von Regeln auf ein anderes Fürstentum etabliert.65

Die Anwendung der Coutumes de France auf andere Fürsten durch die Krone 
öffnete die Tür für Johann von Montfort, eine Rechtsgemeinschaft derer zu konstatie-
ren, die Pflichten im Sinne des Königreiches erfüllen. Als „Körperteile“66 des Königs 

	62	 Der Quellenbegriff France kann im 14. Jh. sowohl das Königreich als auch das Kerngebiet der 
Krone um die Île-de-France bezeichnen. Ich übersetze hier im Sinne der letzteren Bedeutung, 
da aus dem Kontext eine begrenzte regionale Verwendung hervorgeht.

	63	 MJM (Anm. 13), S. 81, § 44; Graham-Goering et al., Introduction, S. 59, Anm. 103.
	64	 Ebd. (Anm. 8), S. 81, Anm. 109, mit Verweis auf Jean Richard, Les ducs de Bourgogne et la 

formation du duché du XIe au XIVe siècle (Publications de l’Université de Dijon 12), Paris 1954, 
S. 318–328.

	65	 Zum Versuch der Könige, die Sukzessionsregeln auch in der Bretagne zu ihren Gunsten zu 
beeinflussen, siehe etwa Frédéric Morvan, Les règlements des conflits de succession dans la 
noblesse bretonne au xiiie siècle, in: Annales de Bretagne et des pays de l’Ouest, 116, 2 (2009), 
S. 7–53.

	66	 Zur Körpermetapher im mittelalterlichen Herrschaftsverständnis siehe Ernst Kantorowicz, 
The King’s Two Bodies. A Study in Mediaeval Political Theology, Princeton 1957, spezifisch in 
diesem Fall Graham-Goering, Princely Power (Anm. 7), S. 200.
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würden sie von den königlichen Rechten erfasst. Dementsprechend lehnt er die 
Kandidatur Johannas vor allem aufgrund der angeblichen Unfähigkeit einer Frau zur 
Erfüllung dieser Pflichten ab67 – obgleich Mahaut von Artois diese als Pair erfüllte.68 

Erika Graham-Goering hat gezeigt, dass die voneinander abweichenden Argu-
mentationen nicht auf unterschiedlichen Rechtsverständnissen beruhen. Jede Seite 
wählt aus einem verfügbaren Fundus an Rechtsvorstellungen, was ihr für die eigenen 
Zwecke opportun scheint.69 Die französischen Könige hatten durch die Anwendung 
der Coutumes de France außerhalb ihres Kernbereiches gewissermaßen ein Ange-
bot zur Identifizierung mit der Rechtsgemeinschaft de France gemacht, das Johann 
annahm und für seine Zwecke nutzte. Die in den Jahren 1316 und 1328 geschaffenen 
Präzedenzfälle, obgleich kein gesetztes Recht, wurden zum Gewohnheitsrecht mit 
großer Sichtbarkeit. Die Vorstellungen von der Erbfolge nach verwandtschaftlicher 
Nähe, der Unteilbarkeit des Landes und des Ausschlusses von Frauen aus der Erbfolge 
waren bereits in vielen Gebieten etabliert und wurden auf diese Weise geradezu rai-
son commun. Im ‚Songe du Vergier‘, verfasst dreißig Jahre später für Karl V., werden 
anlässlich der Beschlagnahme der Bretagne durch den König die Argumente beider 
Kandidaten rezitiert. Der König selbst revidierte zur Rechtfertigung dieser Handlung 
den Arrêt de Conflans und erklärte Johann III., Sohn Johanns von Montfort, zum 
legitimen Nachfolger, um das Herzogtum wegen dessen Hochverrats einziehen zu 
können. Die Ansprüche der Bretagne auf ihre eigenen Gewohnheitsrechte spielten 
in diesem Kontext natürlich keine Rolle, und so erscheinen die Argumente Johanns 
als einzig plausible Lösung des Rechtsstreits von 1341.70

5	 Ein Recht für alle? Römisches Recht und Coutumes de France

Die Ausbreitung des Geltungsbereiches der Coutumes de France wirft die Frage auf, 
ob sich hier eine Entwicklung zu einem einheitlichen, gemeinsamen Recht für das 
ganze Königreich abzeichnet. In den französischen Quellen taucht in der Tat im 
13. Jahrhundert – auch in den Coutumiers – der Begriff des ius commune auf. In der 
Forschung ist kontrovers diskutiert worden, ob es sich hierbei um das ‚gelehrte‘, also 

	67	 MJM (Anm. 13), S. 77, § 22: par droit et loy de moralité […] selon la loy de moralité, au gouver-
nement dou peuple et a conseiller la chose publique le milleur et le plus consonant doit est esleu. 
Or n’est il pas doubte que la femme, de sa nature, si est inconstant et l’omme constant, la femme, 
selon nature, si a conseil invalable et homme bon et valable, et l’omme, comme homme, vault miex 
que la femme. Pour quoy il s’ensuit que ladicte duchié et parrie, de qui li princes si a agouverner le 
peuple et a conseiller la corone de France, comme parrie, doit appartenir et appartient audit conte, 
et ledit conte y doit estre receu et non pas ladicte damoiselle. 

	68	 So nahm Mahaut von Artois aktiv an der Krönung König Philipps teil, was Johann als für Frauen 
nicht möglich erachtet, Viollet (Anm. 42), S. 147–148.

	69	 Graham-Goering, Princely Power (Anm. 7), S. 192.
	70	 Marion Schnerb-Lièvre, Le Songe du Vergier, Bd. 1, Paris 1982, S. 258–268. Jacques Brejon 

de Lavergnée, La confiscation du duché de Bretagne par Charles V (1378), in: Mémoires de la 
Societé d’histoire et d’archéologie de Bretagne 59 (1982), S. 329–343.
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das römische und kanonische Recht oder um eine Art gemeinsames Gewohnheitsrecht 
handelt.71 Gérard Giordanengo argumentiert, dass in allen gelehrten Traktaten der 
Begriff des ius commune auf das römische Recht verweise und Unschärfen nur aus 
der begrifflichen Verwendung weniger gelehrter Autoren stammten.72 Er fokussiert 
seine Untersuchung auf einige wenige Rechtstexte, darunter das Speculum doctrinale 
und Beaumanoirs Coutumier, führt aber auch Fälle aus juristischen Dossiers an, die 
überwiegend seine Meinung stützen. André Castaldo hat dagegen aus einer breiter 
gefächerten Untersuchung der Coutumiers und Parlamentsakten geschlossen, dass 
der Verweis auf droits commun in der Regel ein gemeinsames Gewohnheitsrecht 
indiziert.73 Können wir aus der Debatte über die Geltungsbereiche der verschie-
denen Rechtssysteme in den Memoranden Schlüsse darüber ziehen, welche Rolle 
diese Vorstellungen in der Rechtspraxis um 1341 gespielt haben? Wir können uns 
einer Antwort hierauf nähern, indem wir die Funktion des römischen Rechts in den 
Argumentationen analysieren und diese in Beziehung zu Verweisen der Advokaten 
auf gemeinschaftlich geltende Rechtsvorstellungen setzen.

Beide Memoranden unterstützen ihre Argumentationen mit zahlreichen Zitaten 
aus sowohl römischem als auch kanonischem Recht bzw. mit Verweisen darauf.74 Diese 
gelehrten Traditionen genossen erhebliche Autorität. Anders als die Gewohnheits-
rechte wurden sie nicht aus der Verankerung in der Geschichte und Gesellschaft der 
Bretagne hergeleitet, sondern die ‚Vernunft‘ des römischen Rechts und das Prestige 
der Rechtsgelehrten betonen, dass: 

le droit [est] fondé par raison escripte par les philosophes es Digestes, […]; 
et les drois de Digestes, jasoit ce que ou royaume de France il ne soient mie 
gardés, comme en force de droit positif, toutes voies, comme raisonnables 
en force de raison, nous en devons user quar il furent fais a grant meurté et 
deliberation et par grant foison de philosophes et des sages et se fondent sus 
raison naturelle, de laquelle mention est faite dessus.75

	71	 Zusammenfassung der Debatte in Kuskowski (Anm. 5), S. 331–332.
	72	 Giordanengo (Anm. 28), S. 219–220; vgl. auch Laurent Mayali, Ius civile et ius commune dans 

la tradition juridique médiévale, in: Jacques Krynen (Hg.), Droit romain, jus civile, et droit 
français (Etudes d’histoire du droit et des idées politiques 3), Toulouse 1999, S. 201–217 und 
Jean-Louis Halperin, L’approche historique et la problématique du jus commune, in: Revue 
international de droit comparé 52, 4 (2000), S. 717–731.

	73	 Castaldo (Anm. 59).
	74	 Den substantiellen Einfluss des römischen Rechts auf das kanonische erläutert Turpin (Anm. 2).
	75	 MJM (Anm. 13), S. 77, § 23. So auch das Memorandum Karls, MKB (Anm. 10), S. 121 f., § 37 : Item, 

raison naturelle enseigne […] et sur ceste raison naturelle qui ne peult estre (blanc), est fondee 
l’Autenticque dessus alleguee […]. Et ce faict grande contre evidance de dire que l’Autenticque ne 
feust pas raisonnables car elle fut faict par le bon (blanc) justement par delliberacions de plussieurs 
saiges qu’on pouvoict trouver.
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das Recht ist begründet durch geschriebenes Recht durch die Philosophen 
und Digesten […]; und das Recht der Digesten, obgleich es im Königreich 
Frankreich nie beachtet wurde, wie als Kraft des gesetzten Rechts, wie 
es vernünftig ist durch die Kraft der Vernunft, müssen wir nutzen, denn 
es wurde gemacht durch große Weisheit und nach langer Beratung und 
durch eine große Zahl an Philosophen und Weisen und es begründet sich 
in der natürlichen Vernunft, die wir oben erwähnt haben.

Es sei nicht nur durch lange Beratungen unter Gelehrten entstanden, sondern basiere 
auf dem Naturrecht, weshalb es in Frankreich als droit positif Anwendung finde. Der 
Einschränkungen seines Geltungsbereichs sind sich beide Parteien bewusst. Johann 
von Montfort bezeichnet es in I, S. 78, § 25 als droit des empereulx romains, ohne daraus 
jedoch Konsequenzen für die Anwendbarkeit abzuleiten. Die Seite Karls von Blois 
bezieht sich überwiegend auf die Authentica Cessante – eine Glossierung zum Codex 
Justinianus,76 welche ihrer Argumentation im Hinblick auf das Repräsentationsrecht 
entgegenkommt. Die Authentica wird als Recht beschrieben, welches in jedem Falle 
gelte sowie vernunftbasiert und Resultat gelehrter Debatten sei.77 Sie wird aber im 
gleichen Atemzug gegen den Vorwurf verteidigt, als loy imperial keine Geltung zu 
besitzen.78

Bedenkt man, wie eng die Gewohnheitsrechte in der Geschichte und Sozial-
struktur der Bretagne bzw. der politischen Elite des Königreiches verankert waren, 
wird hier deutlich, dass es sich beim gelehrten Recht um die Rechtsvorstellung einer 
fremden Gemeinschaft handelt – wenn auch einer, deren Prestige und Vernunft 
nutzbar sind. Sowohl römisches als auch kanonisches Recht werden als ‚Hilfsrechte‘ 
zur Unterstützung der gewohnheitsrechtlichen Regelungen instrumentalisiert:79 pour 
ayder a l’intention de ladicte damyselle peult l’on alleguer les droictz cannons (II, S. 122, 
§ 38). Das Zivilrecht, oder auch das lombardische Lehnsrecht, betreffen andere Rechts-
gemeinschaften, lassen sich aber heranziehen, soweit sie durch die französischen 
Gewohnheitsrechte bestätigt werden.

	76	 Identifikation der Authentica, CXX, Collatio IX, tit. 7 chap. I, welche Cod. 6, 58 De legitimis 
heredibus zusammenfasst, in Graham-Goering u. a. (Anm. 8), S. 120, Anm. 66; zur Entstehung 
der Authenticae in der Jurispridenz des römischen Rechts siehe Kenneth Pennington, The 
Beginning of Roman Law Jurisprudence and Teaching in the Twelfth Century: The Authenticae, 
in: Rivista Internazionale di Diritto Commune 22 (2011), S. 35–53.

	77	 MKB (Anm. 10), S. 121, § 35: il n’est mestier de quere argument, suffraiges ne coustumes car outre 
toutte coustume c’est texte tout ront sans ‘si’ et sans ‘qua’ qui n’a mestier de glose en cas exprés, 
dont l’Autenticque, pour la entencion de ladicte damoyselle.

	78	 MKB (Anm. 10), S. 121, § 36: supposé et sans prejudice que ledict cas d’Autenticque ne puisse estre 
allegué en force de auctorité pour ce que c’est ung loy imperial car la royne le royaulme n’est en 
riens subject a loy de l’ampire, touttesveoyes ladicte Autenticque c’est a tenir en jugement en force 
de raison […] fondee sur raison naturelle.

	79	 Siehe auch Giordanengo (Anm. 28), S. 219.
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Item, peult estre raisonnablement prouvé par le droict civil, car selon le droit 
escript, qui est premier en temps, doibt avoir premier la prerogative en droict, 
ne selon les droictz des fiefz qui sont esprouvez en ses causes par la coustume 
du royaulme de France, car autrement ne sont a alleguer fors seullement en 
tant comme ilz se conferment aux coustumes en France […] Et ainsi appert 
que lesdictes coustumes peuvent estre coulourees par droict civil.80

Außerdem kann [die Primogenitur] vernünftig bewiesen werden durch 
das Zivilrecht, denn dem geschriebenen Recht zufolge ist es so, dass der 
zeitlich Erste auch einen vorrangigen Rechtsanspruch haben muss, oder 
dem Lehnsrecht zufolge, welche in entsprechenden Fällen durch die 
Gewohnheitsrechte des Königreichs Frankreich gebilligt werden, denn 
sie können nur insofern allegiert werden, wie sie übereinstimmen mit den 
Gewohnheitsrechten in Frankreich […] Und so ist es offensichtlich, dass 
die besagten Gewohnheitsrechte gestützt werden durch das Zivilrecht.

Dieser Paragraf aus dem Memorandum für Karl von Blois betont, dass das Zivilrecht 
nur rechtlich relevant ist, insofern es den Gewohnheitsrechten nicht widerspricht. Er 
macht überdies deutlich, dass die in Frankreich geltenden Gewohnheitsrechte nicht 
dasselbe sind wie die Coutumes de France, gibt aber keinen Aufschluss darüber, ob 
eine überregionale Geltung Letzterer intendiert ist, da die geografische Bestimmung 
gerade in juristischen Kontexten meist die Île-de-France meint. Der Sprachgebrauch 
in der zitierten Passage aus dem Memorandum, die den Geltungsbereich der Coutumes 
einschränkt (MKB, S. 125, § 50), legt nahe, dass France die Region bezeichnet, nicht 
etwa das gesamte Königreich.

Das römische Recht wird also mitnichten als allgemeingültige, gemeinsame 
Rechtsnorm für Frankreich verstanden. Ein Vermerk Johanns von Montfort macht 
indes explizit, dass fremde Rechtstraditionen, z. B. das lombardische Lehnsrecht, 
droits generauls encorporé en corps de droits seien. Sie seien durch das Studium der 
Rechte bekannt und könnten, wenn sie auch keine force de droit haben, dennoch 
in das Korpus von Rechtsnormen in Frankreich aufgenommen werden (I, S. 110, 
§ 159). Dieses Korpus scheint derweil maßgeblich durch die verschiedenen lokalen 
Gewohnheitsrechte geprägt. 

Zahlreiche Verweise auf außerbretonische coutumes, welche die bretonischen 
Rechte bestätigen,81 deuten zudem auf eine Tendenz zur Angleichung der lokalen 
coutumes. Die Ähnlichkeiten vieler verschriftlichter Gewohnheitsrechte untereinander 
legen nahe, dass beim Abfassen eines coustumier andere Gewohnheitsrechte heran-
gezogen wurden – insbesondere solche, die bereits in Schriftfassung vorlagen. Dies 
ist für die frühesten verschriftlichten Gewohnheitsrechte aus dem 13. Jahrhundert 

	80	 MKB (Anm. 10), S. 114, § 8.
	81	 Siehe oben S. 8, Anm. 27.
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bekannt.82 Neben der Bedeutung für die regionale Rechtsgemeinschaft, wie die der 
Bretagne, wurden diese Rechte durch die Verschriftlichung gewissermaßen Teil eines 
frei verfügbaren Fundus, aus dem sich Juristen bedienten.83 Dieser Umstand trug dazu 
bei, dass sich trotz der unangefochtenen Geltung lokaler Rechte gewisse Rechtsvor-
stellungen im ganzen Königreich wiederfanden, welche nicht unerheblich von den 
Gewohnheitsrechten der Île-de-France, aber auch von ‚fremden‘ Rechten beeinflusst 
wurden. 

Obgleich der Begriff droit commun in den Memoranden für das römische Recht 
verwendet wird,84 machen beide Memoranden deutlich, dass es einen Fundus an 
Rechtsvorstellungen gab, die reichsweit galten – und diese waren, besonders in der 
Argumentation Johanns von Montfort, eng mit den Gewohnheitsrechten von Paris 
und der Krone assoziiert. Dieser Fundus war jedoch offen und durchlässig dafür, 
‚fremde‘ Rechte aufzunehmen bzw. zu harmonisieren. Kriterium für die Aufnahme 
war anscheinend eine nicht näher definierte Vorstellung von raison – eine Vernunft, 
die allen zitierten Rechten zugrunde lag und daher im Idealfall jede der Rechtstradi-
tionen zum gleichen Ergebnis kommen ließ.85 Eine coutume commune aber lässt sich 
vorliegend aus der Rechtsvorstellung der Advokaten nicht erschließen. 

6	 Fazit

Die Memoranden argumentieren mit verschiedenen Rechtsordnungen: einerseits den 
konkurrierenden Gewohnheitsrechten der Bretagne und ‚Frankreichs‘, andererseits 
einem diversen Fundus anderer Rechte – darunter das kanonische, das römische, 
das göttliche und das (allgemein) menschliche –, aber auch mit Vernunft, Moral oder 
dem Willen des Volkes. Zusätzlich führen sie Präzedenzfälle aus der Geschichte der 
Bretagne, der Bibel oder benachbarter Herzogtümer bzw. Grafschaften an und bezie-
hen sich auf frühere Entscheidungen des Parlement. Dieser Pluralismus an Rechtfer-
tigungsstrategien und Rechtssystemen ist für die betreffende Zeit charakteristisch. 
Er setzt die verschiedenen Normen und Rechtssysteme in Beziehung zueinander.

In den Memoranden wird diese Beziehung implizit und explizit verhandelt. 
Es werden Geltungsbereiche der jeweiligen Rechtssysteme diskutiert, die hiervon 

	82	 Siehe Philippe de Beaumanoir, Coutumes de Beauvaisis. Texte critique publié avec une intro-
duction, un glossaire et une table analytique, hg. v. Amédée Salmon u. Georges Hubrecht 
(Textes pour servir à l’étude et à l’enseignement de l’histoire 24 u. 30), Paris 1899–1900 (Neu-
druck 1970) und Paul Viollet (Hg.), Les Établissements de saint Louis accompagnés des textes 
primitifs et de textes dérivés avec une introduction et des notes, 4 Bde. (Société de l’histoire de 
France), Paris 1881. Dazu auch Kuskowski (Anm. 5), S. 211, und Gouron (Anm. 18), S. 211.

	83	 Kuskowski (Anm. 5), S. 138; zahlreiche Beispiele für die intertextuellen Bezüge: S. 320.
	84	 MJM (Anm. 13), S. 93–102, § 103, 107, 122, 126; MKB (Anm. 10), S. 114–125, § 9, 49. II, S. 132 f., 

§ 81 kontrastieren Gesetze, die nur in Italien gelten, mit droit commun.

	85	 Z. B. MKB (Anm. 10), S. 122, § 40: tant de coustume que de droict escipt, divin, humain, canon et 
civil et raison naturelle.
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umgriffenen Gemeinschaften definiert und diese Definitionen in der Geschichte 
der Gemeinschaft verankert resp. durch dieselbe begründet. Weil Zugehörigkeiten 
und Identifizierungen mit Rechtsgemeinschaften vielfältig waren, zeigte man sich 
bestrebt, sie miteinander in Einklang zu bringen und die eigene Argumentation in 
den verschiedenen Rechtssystemen zu verankern. 

Zur Rechtsgemeinschaft der Bretonen konstruierten die Advokaten Johanns von 
Montfort für ihre Zwecke eine Alternative: die Rechtsgemeinschaft der politischen 
Funktionsträger des Königreiches. Die Neigung der Coutumes de France zur überregional 
anwendbaren Rechtsnorm ermöglichte diese Identifizierung.

Die Memoranden definieren zwar kein gemeinsames Gewohnheitsrecht 
Frankreichs, beziehen sich aber trotz aller Lokalbesonderheiten auf gemeinsame 
Rechtsvorstellungen, die im Spätmittelalter durch die dominante Bezugnahme auf 
die Könige, den wachsenden Einfluss der zentralen Institutionen, die zunehmende 
Verschriftlichung lokaler Gewohnheitsrechte und nicht zuletzt die Integration des 
römischen Rechts zunehmend hervortraten. Per Rückgriff auf eine solche Pluralität 
der Bezugssysteme konnte dieses unscharfe corps de droits von den Advokaten beider 
Konfliktseiten genutzt werden.




